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B
esonders Manager 

leisten für hohes Ein-

kommen entfremdete 

geistige Arbeit ohne 

große Rücksicht auf gesell-

schaftliche oder soziale Zusam-

menhänge. Zur Verantwortung, 

die in solchen Tätigkeiten liegt, 

werden Manager in den meis-

ten Fällen nur durch ordnungs-

politische Maßnahmen in Form 

von Gesetzen oder durch sozi-

alpartnerschaftliche Kontroll-

instanzen wie Gewerkschaften, 

Arbeiterkammern oder Konsu-

mentenschutzorganisationen 

gezwungen. 

Auf einen Nenner gebracht: 

Die Arbeit hat heute viel mehr 

denn je von ihrer sinnstiftenden 

Funk tion im Leben des Einzel-

nen und der gesamten Gesell-

schaft verloren.

Gedränge in der Hängematte

Interessant in diesem Zusam-

menhang ist, dass heute bei je-

der Diskussion über die soge-

nannte Grundsicherung oder 

das Grundeinkommen trotzdem 

sofort ein Geheul der bürger-

lichen Kapitalkumulierer aus-

gestoßen wird. 

Grundsicherung, das würde 

die Leute in die soziale Hän-

gematte drängen, würde die 

Arbeitsgesellschaft in ihren 

Grundfesten zerstören und zu 

einer Explosion der staatlichen 

Transferzahlungen in Richtung 

einer unproduktiven Bevölke-

rungsschicht führen.

Theoretisch möglich. Deshalb 

ist die Einführung eines Grund-

einkommens nicht ohne Risi-

ko, solange die grundlegenden 

Verhältnisse sich nicht ändern.  

Das heißt: Arbeit als zeit- und 

lohnbestimmt zu sehen. Doch 

so einfach sind die Dinge nicht. 

Die heutige Situation in Europa 

stellt sich zumindest teilweise 

so dar, dass im Schnitt nur mehr 

rund 40 Prozent der Bevölke-

rung mit ihren Lohnsteuerzah-

lungen auf das Einkommen die 

restlichen 60 Prozent mit erhal-

ten müssen.

Die Steuerprogression be-

wirkt, dass die Realeinkommen 

weiter sinken und somit jene, 

die für die meisten Transfer-

zahlungen aufkommen, nie in 

die Lage kommen werden, Ka-

pital anzuhäufen und sozusagen 

auf die andere Seite zu wech-

seln. Dort befi nden sich neben 

den vielen Rentnern und Pen-

sionisten, die heute die Früch-

te der Sozialgesetzgebung der 

60er und 70er Jahre des vori-

gen Jahrhunderts genießen, die 

Vertreter der Erbengesellschaft 

und jene, die von fehlgeleiteten 

Sozialgesetzen (wie etwa Hartz 

IV in Deutschland) profi tieren.

Würde aber arbeitsloses Ein-

kommen, also Kapitalerträge 

und Vermögen, höher besteu-

ert und die Steuerlast von den 

Arbeitseinkommensbeziehern 

genommen, ließen sich die ge-

samten Transferleistungen um-

strukturieren. Eine so finan-

zierte Grundsicherung würde 

es den Lohnabhängigen leich-

ter machen, sich den neuen, 

zeitgemäßen Formen von Be-

schäftigung (Telearbeit, Netz-

werkarbeit, Projektarbeit und 

dergleichen) zuzuwenden und 

gleichzeitig ihre Produktivität 

besser zu verteilen und einzu-

setzen als durch das heutige 

„Anwesenheitsprinzip“, das 

Leistung absurderweise in den 

am Arbeitsplatz verbrachten 

Stunden misst und weniger an 

der effektiven Produktivität des 

Einzelnen. 

Der Wert von Gratis-Arbeit

Auf der anderen Seite würde 

bisher „gratis“ geleistete Arbeit 

wie etwa in der Kindererzie-

hung, im Haushalt, in Vereinen, 

in der Pfl ege, in der Selbsthilfe, 

in NGO (nichtstaatlichen Or-

ganisationen) per staatlicher 

Transferzahlung vergütet, da-

mit im Wert gehoben und als 

„Arbeit an der Gesellschaft“ an-

erkannt werden. Denn es ist ja 

gerade der Zwang zur Lohnar-

beit, der althergebrachte Struk-

turen von Familien, Nachwuchs-

pfl ege und so fort zerreißt – die 

Bevölkerung in den westlichen 

Industrieländern schrumpft zu 

einem großen Teil deswegen.

Gerade bürgerliche Parteien 

kontern auf die Forderung nach 

einem Grundeinkommen immer 

mit den Bedenken, das Leis-

tungsprinzip würde dadurch un-

tergraben. Es wäre aber gerade 

Aufgabe der Politik, mit Steue-

rungsmaßnahmen dafür zu sor-

gen, dass ein Grundeinkommen 

gerade eine solche Höhe er-

reicht, dass Leistung nach wie 

vor ihren Reiz hat. Die klas-

sische Arbeitsmarktpolitik mit 

ihren kosmetischen Maßnah-

men kann diese Forderung of-

fensichtlich nicht oder nur mit 

Zwang erfüllen.

Geld ohne Arbeit

In Österreich sind zwar for-

mal nur zwischen vier und fünf 

Prozent der Menschen arbeits-

los, würde man aber alle Nicht-

gemeldeten und solche, die in 

Schulungen sind, dazurechnen, 

läge die Arbeitslosigkeit bei 

rund zehn Prozent. Rund eine 

halbe Mio. Menschen verrichtet 

darüber hinaus freiwillige, un-

bezahlte, unbeachtete Arbeit.

Auf der anderen Seite ver-

teilt sich mehr als ein Drittel 

des vorhandenen Vermögens in 

Österreich auf rund 60.000 Per-

sonen, die dadurch in der Lage 

sind, arbeitsloses Einkommen 

zu beziehen, also vom Kapital 

zu zehren. Man muss kein Sozi-

alrevolutionär sein, um aus die-

ser Schiefl age zumindest einen 

gewissen Korrekturbedarf ab-

zuleiten, wenn die Situation in 

Zukunft nicht entgleiten soll.

Die Utopie eines Grundein-

kommens (auch Bürgergeld 

oder Existenzgeld genannt) 

wäre zudem Berechnungen li-

beraler Wirtschaftstheoretiker 

wie Milton Friedman zufolge 

ohne größere Anstrengungen 

fi nanzierbar. Geht man von ei-

ner moderaten Anpassung der 

Vermögensbesteuerung und 

vom kompletten Umschichten 

der Aufwendung von Arbeitslo-

sengeld, Notstandshilfe, Rente, 

Kindergeld, Wohnbeihilfe, sons-

tiger Transferzahlungen sowie 

der Abschaffung der gesam ten 

Sozialbürokratie aus, käme ein 

Grundeinkommensmodell den 

Staat sogar günstiger als das 

heutige System der Verwal-

tung von Arbeitslosigkeit mit 

seinen kafkaesken Bedürftig-

keitskontrollen und Leistungs-

rationierungen. 

In der Diskussion um ein Ba-

siseinkommen werden mitun-

ter die Begriffe Grundsiche-

rung und Grundeinkommen 

durcheinandergeworfen. Unter 

Grundsicherung, wie sie auch 

das Modell von Sozialminis-

ter Erwin Buchinger („bedarfs-

orientierte Grundsicherung“) 

vorsieht, versteht man Modelle 

zur Verbesserung der Erwerbs-

arbeit und die Beseitigung von 

Ungerechtigkeiten beim beste-

henden System der sozialen Si-

cherung. Kurz: Alle, die nicht 

über ein ausreichendes Einkom-

men verfügen, haben Anspruch 

auf Grundsicherung, die Bu-

chinger zudem über sein Mo-

dell der „Negativsteuer“ errei-

chen will. Mit dieser Idee kann 

sich auch die bürgerliche Seite 

einigermaßen anfreunden. Der 

Nachteil liegt im bürokratischen 

Aufwand und der Tatsache, dass 

sich am grundsätzlichen Sozi-

alversorgungsentwurf nichts 

ändert.

Das Grundeinkommen da-

gegen ist eine vom Zwang, der 

Lohnarbeit nachzugehen, ent-

koppelte Form der staatlichen 

Leistung: ein bedingungloses 

Grundeinkommen. Es ist mehr 

als die Grundsicherung ein so-

zialökonomisches Modell, das 

durch eine komplette Neuorga-

nisation des Steuersystems und 

den Wegfall der bisherigen Sozi-

albürokratie ermöglicht werden 

soll. Befürworter sehen darin 

einen gesellschaftlichen Fort-

schritt, Gegner befürchten eine 

„Kultur der Faulheit“.

Scheinbare neue Freiheit

Die Frage ist nur, wohin die 

Gesellschaft ein Grundeinkom-

men bringt: Werden dann „min-

derwertige“ Tätigkeiten wie 

Fließbandarbeit oder Gebäu-

dereinigung überhaupt noch 

durchgeführt? Lässt sich so et-

was komplett durch Maschinen 

ersetzen? Wird normale Arbeit 

dann immer teurer und teurer? 

Würden sich bestimmte Milieu-

schichten an die staatlichen Ali-

mente gewöhnen und nie wieder 

einen Finger rühren? Würden 

sich mehr und mehr Menschen 

mit dem Existenzminimum zu-

friedengeben, weil sie eine neue 

Freiheit nach dem Lohnarbeits-

zwang entdeckt haben? Würde 

sich, weil niemand mehr zum 

Grundeinkommen etwas da-

zuverdient, die Finanzierung 

desselben automatisch unter-

graben? Ein riskantes Modell. 

Aber Risiken mit der Aussicht 

auf grundlegende gesellschaft-

liche Veränderungen einzu-

gehen, das Antizipieren einer 

Utopie, das unterscheidet den 

Menschen wahrscheinlich auch 

vom Affen.

Antonio Malony

Das Recht auf Arbeit hat er nicht. Aber irgendwo muss ja der 

Unterschied sein. Foto: EPA
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